
Härtefallordnung
der Studierendenschaft der Technischen Universität Dresden

Vom 16. Juli 2026

Die vorliegende Ordnung wurde gemäß § 28 in Verbindung mit § 27 des Sächsisches Hochschulgesetz vom 31. Mai
2023 (SächsGVBl. S. 329), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Januar 2024 (SächsGVBl. S. 83)
geändert worden ist (SächsHSG), vom Studierendenrat im schriftlichen Abstimmungsverfahren zum 16. Juli 2026
beschlossen.
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§ 1 Allgemeines

1In besonders schwerwiegenden wirtschaftlichen Notlagen kann die Studierendenschaft der TU Dresden einzel-
nen Mitgliedern der Studierendenschaft eine Beihilfe bewilligen. 2Die Höhe der Beihilfe entspricht den Beiträgen
für Studierendenschaft, Semesterticket und Fahrradverleihsystem-Nutzung entsprechend der Beitragsordnung der
Studierendenschaft der Technischen Universität Dresden sowie dem Studentenwerksbeitrag entsprechend der Bei-
tragsordnung des Studentenwerkes Dresden in den jeweils für das Semester gültigen Beitragshöhen, für das der
Antrag gestellt wird.

§ 2 Antragsberechtigte

(1) 1Antragsberechtigt sind alle Mitglieder der Studierendenschaft der TU Dresden. 2Die antragstellende Person
hat in angemessenem Umfang zur Verbesserung ihrer*seiner finanziellen Situation beizutragen. 3Der Bezug von
Unterhaltsleistungen sowie anderer Sozialleistungen hat Vorrang vor der Anerkennung als Härtefall.

(2) Befindet sich die antragstellende Person im Zweitstudium, ist eine Zahlung einer Beihilfe nur in begründeten
Ausnahmefällen möglich.

(3) Beurlaubte Studierende sind grundsätzlich antragsberechtigt.

(4) 1Die Beihilfe kann höchstens für die Hälfte der Regelsemester des jeweiligen Studiengangs bewilligt werden.
2Bei einer ungeraden Anzahl an Regelsemestern wird auf das jeweils volle Semester aufgerundet. 3Für Studie-
rende im Teilzeitstudium gilt die auf der aktuellen Immatrikulationsbescheinigung festgesetzt Regelstudienzeit als
maßgebend. 4Dies gilt auch für Studierende im Promotionsstudium.

(5) Abgelehnte Härtefallanträge beeinflussen nicht die Höchstbezugsdauer.

(6) Ausgenommen von Absatz 4 Satz 1 sind Studierende ohne Arbeitserlaubnis und Studierende mit einer chroni-
schen Krankheit bzw. Behinderung sowie Studierenden mit familiären Verpflichtungen.

(7) 1Auf besonderen Antrag kann eine Bescheinigung über das Vorliegen der Bedürftigkeit nach Maßgabe dieser
Ordnung ausgestellt werden. 2Die Ausstellung der Bescheinigung setzt eine vollständige Prüfung der wirtschaftli-
chen Verhältnisse entsprechend den Regelungen dieser Ordnung voraus. 3Sie erfolgt auch dann, wenn aufgrund der
Regelung des Absatz 4 keine weitere Beihilfe mehr bewilligt werden kann. 4Die Bescheinigung begründet keinen
Anspruch auf die Auszahlung der Beihilfe.

§ 3 Einkünfte und Bedarf

(1) 1Als Einkünfte im Sinne dieser Ordnung gelten alle regelmäßigen und unregelmäßigen Geldzuflüsse, insbeson-
dere:

1. Einkünfte nach § 2 Absätze 1 und 2 des Einkommensteuergesetz (insbesondere Einkünfte aus selbstständiger
und nicht-selbstständiger Arbeit),

2. Stipendien und vergleichbare Förderleistungen,

3. Unterhaltsleistungen, sofern sie tatsächlich zufließen,

4. Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG),

5. Wohngeld und sonstige staatliche Sozialleistungen,

6. Kindergeld, soweit es der antragstellenden Person tatsächlich zur Verfügung steht, und

7. freiwillige Zuwendungen Dritter.
2Ebenfalls als Einkünfte im Sinne dieser Ordnung zählen die Nettozuflüsse aus Studienkrediten, privaten Darlehen
und vergleichbaren Kreditverhältnissen.

(2) Nicht als Einkünfte zählen das Elterngeld bis zu einer Höhe von 300 Euro, Mutterschaftsgeld sowie Leistungen
für Bildung und Teilhabe (Bildungspaket).

(3) 1Der für die Bewilligung maßgebliche Bedarf der antragstellenden Person setzt sich zusammen aus:

1. einem Freibetrag,
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2. den tatsächlich anfallenden Kosten für die Unterkunft (Kaltmiete, Betriebs- und Heizkosten, Stromkosten),
soweit diese angemessen sind,

3. den tatsächlich anfallenden Kosten für einen Internetanschluss,

4. dem Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung, sofern dieser selbst zu zahlen ist, und

5. dem Rundfunkbeitrag, sofern dieser selbst zu zahlen ist und nachgewiesen wird.
2Mehrbedarfe auf Grund von chronischen und psychischen Erkrankungen und/oder Behinderungen können berück-
sichtigt werden, wenn diese Kosten nachgewiesen werden. 3Die Angemessenheit der Unterkunftskosten richtet sich
nach den im Wohngeldrecht vorgesehenen Mietstufen.

(4) 1Der Freibetrag pro Person wird jährlich vom Plenum der Studierendenschaft im Oktober mit einfacher Mehrheit
festgelegt und auf der Website des Studierendenrats veröffentlicht. 2Er beträgt mindestens 340 Euro pro Person.
3Bis zu einer Neufestsetzung gilt der zuletzt beschlossene Freibetrag fort.

(5) 1Lebt die antragstellende Person mit einer oder mehreren anderen Personen in einer gemeinsamen Haushalts-
und Wirtschaftsgemeinschaft, sind deren Einkünfte und Bedarfe gemeinsam zu berücksichtigen. 2Gleiches gilt für
Antragsteller*innen in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Ehe. 3Der Bedarf erhöht sich für jede weitere
Person der Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft bzw. eingetragenen Lebenspartnerschaft oder Ehe um den
jeweils geltenden Freibetrag.

(6) Leistet die antragstellende Person Unterhalt für ein eigenes Kind, das nicht im Haushalt lebt, erhöht sich der
Bedarf um diese Unterhaltszahlungen, höchstens jedoch um 350 Euro monatlich.

(7) 1Abweichend von den Absatz 1 bis 6 kann eine Beihilfe ausnahmsweise auch dann bewilligt werden, wenn das
Geldvermögen bei Antragsstellung höchstens ein Viertel des Freibetrages nach Absatz 5 pro Haushaltsmitglied
beträgt. 2Die Bewilligung setzt voraus, dass die Situation nicht selbstverschuldet ist. 3Die Situation ist besonders
zu begründen. 4Die übrigen Nachweis- und Mitwirkungspflichten bleiben unberührt.

§ 4 Form und Fristen

(1) 1Der Antrag ist schriftlich einzureichen. 2Die Antragstellung kann insbesondere per E-Mail oder persönlich zu
den Öffnungszeiten im Servicebüro erfolgen.

(2) 1Die Antragsfrist endet mit Ablauf des Semesters, auf das sich der Antrag bezieht, auch wenn dieser Tag auf
einen Sams-, Sonn- oder Feiertag fällt. 2Als Tag des Antragseingangs gilt der Tag des Eingangs beim Studierendenrat
der TU Dresden.

§ 5 Verfahren

(1) 1Der Antrag ist fristgerecht einzureichen. 2Zur Antragstellung soll das zur Verfügung gestellte Formblatt verwen-
det werden. 3Eine verspätete Antragstellung kann berücksichtigt werden, wenn für die Fristversäumnis besondere,
nicht durch die antragstellende Person zu vertretende Gründe vorliegen. 4Zur Wahrung der Frist kann der Antrag
vorläufig auch formlos gestellt werden. 5Das ausgefüllte Formblatt gemeinsam mit den restlichen erforderlichen
Unterlagen ist in jedem Fall nachzureichen.

(2) 1Der Antrag muss folgende Unterlagen enthalten:

1. Angaben zur Person (Antragsformular),

2. eine Immatrikulationsbescheinigung des betreffenden Semesters,

3. eine schriftliche Darlegung der aktuellen wirtschaftlichen Notlage und der Bemühungen zur Verbesserung
dieser Situation,

4. eine Kopie des aktuellen BAföG-Bescheides,

5. die Kontoauszüge aller persönlichen Bankkonten unterbrechungsfrei für drei Monate,

6. Nachweise über die Kosten der Unterkunft (Kaltmiete, Betriebs- und Heizkosten, Stromkosten),

7. ein Nachweis über die Kosten eines Internetanschlusses,

8. ein Nachweis über den Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung und

9. eine Kopie des aktuellen Rundfunkbeitragsbescheides, sofern dieser vorliegt.
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2Zur Feststellung der Identität ist ein amtliches Ausweisdokument vorzulegen. 3Bei Antragstellung unter Verwen-
dung der persönlichen E-Mail-Adresse der TU Dresden kann auf die Vorlage eines Ausweisdokuments verzichtet
werden. 4Soweit erkennbar ist, dass die antragstellende Person dem Grunde nach nicht BAföG-förderungsberechtigt
ist, kann auf die Vorlage eines BAföG-Bescheids verzichtet werden. 5Gesonderte Nachweise nach Satz 1 Num-
mer 6 bis 9 sind nicht erforderlich, soweit die maßgeblichen Kosten bereits aus anderen eingereichten Unterlagen
(insbesondere Kontoauszügen) hervorgehen.

(3) 1Kann die Immatrikulationsbescheinigung für das Antragssemester ausschließlich deshalb noch nicht vorge-
legt werden, weil der Semesterbeitrag noch nicht entrichtet wurde, kann die Beihilfe abweichend von Absatz 2
unmittelbar an die TU Dresden zur Begleichung des Semesterbeitrags ausgezahlt werden. 2Die Immatrikulati-
onsbescheinigung ist innerhalb einer angemessenen Frist nach erfolgter Rückmeldung nachzureichen. 3Wird sie
nicht vorgelegt und kann die Immatrikulation für das betreffende Semester nicht nachgewiesen werden, kann der
Bewilligungsbeschluss widerrufen und die Beihilfe zurückgefordert werden.

(4) 1Fehlende Unterlagen sind nach Aufforderung nachzureichen. 2Werden fehlende Unterlagen innerhalb einer
festgesetzten Frist nicht nachgereicht, kann der Antrag abgelehnt werden.

(5) 1Die*der Geschäftsführer*in Soziales oder eine von der Geschäftsführung beauftragte Person des Referats
Soziales prüft den Antrag und erstellt eine Stellungnahme. 2Die Stellungnahme sowie die vollständigen Antrags-
unterlagen werden der Geschäftsführung des Studierendenrats zur Beschlussfassung vorgelegt. 3Beschlüsse über
Härtefallanträge sind abweichend von § 20 Absatz 5 der Grundordnung sofort wirksam.

(6) Ist ein Antrag bis zum Ablauf des auf das Antragssemester folgenden Semesters nicht vollständig eingereicht
worden, kann er abgelehnt werden.

§ 6 Haushaltsvorbehalt und Rechtsanspruch

(1) 1Die Beihilfe wird aus Mitteln der Studierendenschaft der TU Dresden geleistet. 2Für die Beihilfe im Sinne
dieser Ordnung ist ein eigenständiger Haushaltstitel im Haushalt der Studierendenschaft zu führen.

(2) Eine Auszahlung der Beihilfe erfolgt unter dem Vorbehalt verfügbarer Mittel im zugeordneten Haushaltstitel.

(3) Auf die Auszahlung der Beihilfe besteht kein Rechtsanspruch.

(4) 1Bei Widerspruch ist der Antrag durch die*den Geschäftsführer*in Soziales zu prüfen. 2Ist der ursprüngliche
Antrag durch die*den Geschäftsführer*in Soziales bearbeitet worden, ist er von einer*m anderen Geschäftsführer*in
zu prüfen. 3Ist ein Antrag nach Widerspruch angenommen worden, kann die Auszahlung der Beihilfe nur erfolgen,
wenn entsprechende Mittel verfügbar sind. 4Ein Beschluss über einen Widerspruch ist durch das Plenum der
Studierendenschaft zu treffen.

§ 7 Digitale Aktenführung

(1) Elektronische Dokumente, die dieselbe Angelegenheit betreffen, sind zu einer elektronisch geführten Akte zu-
sammenzufassen.

(2) 1Anträge und sonstige Unterlagen, die in Papierform vorliegen, sind in elektronische Dokumente zu übertragen.
2Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Dokument mit den eingereichten Anträgen und sonstigen Unterlagen
bildlich und inhaltlich übereinstimmt. 3Die in Papierform eingereichten, in elektronische Dokumente übertragenen
Anträge und sonstige Unterlagen sind spätestens sechs Monate nach ihrer Übertragung zu vernichten.

(3) Übertragene Leerseiten werden nicht gespeichert.

§ 8 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) 1Die Härtefallordnung tritt zum 17. Juli 2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Härtefallordnung vom 1. Mai 2019
außer Kraft.
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(2) 1Diese Härtefallordnung findet erstmals Anwendung für alle Anträge, die für das Wintersemester 2026/2027
gestellt werden. 2Für Anträge aus vorherigen Semestern und Anträge des Wintersemesters 2026/2027, über die
bereits beschlossen wurden, findet die damals gültige Ordnung Anwendung.

Maurice Vetter
GF Soziales

Roman Roller
GF Finanzen
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